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Antrag 
 
 
der Fraktion der FDP 
 
 
Cum-Cum-Geschäfte in NRW – Wird wirklich alles getan, um diesen Steuerbetrug 
schlagkräftig zu verfolgen und die hinterzogenen Milliarden zurückzuholen?  
 
 
I. Ausgangslage 
 
Cum-Cum-Geschäfte sind nicht schwer zu verstehen: Inhaber von Aktien deutscher Unterneh-
men müssen auf anfallende Dividenden Steuern abführen. Anders als ausländische Banken 
können sich deutsche Finanzunternehmen diese Steuer später zurückholen, weil sie bereits 
Körperschaftsteuer bezahlt haben. Hier setzt der Trick von Cum-Cum an: Ausländische Ban-
ken leihen ihre Aktien kurz vor dem Stichtag der Dividende an deutsche Institute aus. Diese 
fordern die Steuer zurück, bevor die Aktien wieder an die ausländischen Banken zurücküber-
tragen werden. Die Steuerersparnis teilen sich beide Seiten. Durch die Transaktionen rund um 
den Dividendenstichtag sollten Cum-Cum-Geschäfte für Steuerfahnder daher leicht nachweis-
bar sein. 
 
Schon im März 2017 berichtete der Focus, dass eine deutsche Großbank inländische Aktien, 
die ausländische Investoren hielten, an eine Volksbank weiterverliehen habe. In Unterlagen, 
die dem „Handelsblatt“ vorlägen, werde namentlich die Volksbank Rhein-Ruhr erwähnt.1 
 
Die Bundesregierung hat im Dezember 2024 bekannt gegeben, dass 54 Kreditinstitute eine 
unmittelbare Beteiligung an sogenannten Cum-Cum-Geschäften angegeben haben.2 Unter 
Berufung auf eine Umfrage der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) heißt 
es, es habe sich um 19 Kreditinstitute in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft, 15 genossen-
schaftliche Kreditinstitute sowie 20 private Finanzinstitute gehandelt. 
 
Am 22. Januar 2025 hat in der Sitzung des Rechtsausschusses des Landtags Nordrhein-
Westfalen der neue Leiter der Hauptabteilung H der Staatsanwaltschaft Köln geäußert, dass 
bei Cum-Cum die Strafbarkeit noch etwas ungeklärter als bei Cum-Ex sei und es noch keine 
Urteile gebe. Bei der strafrechtlichen Bewertung sei man noch gar nicht unbedingt an dem 
Punkt, an dem man total losschießen könne.3 Diese Aussage des maßgeblich verantwortlichen 
Strafverfolgers überrascht angesichts des höchstrichterlichen Urteils des Bundesfinanzhofs zu 
Wertpapierleihgeschäften über den Dividendenstichtag aus dem Jahr 20154 sowie weiteren in 
der Folgezeit ergangenen finanzgerichtlichen Urteilen5 und dem BMF-Schreiben vom 

 
1 https://www.focus.de/finanzen/banken/cum-cum-deals-auch-volksbanken-und-sparkassen-zockten-staat-mit-
steuertrick-ab_id_6824345.html. 
2 https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-1033774. 
3 APr 18/815 S. 51. 
4 BFH v. 18.8.2015 – I R 88/13, BStBl. II 2016, 961.  
5 FG Kassel, Urteil vom 28.01.2020 - 4 K 890/17. 
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https://www.focus.de/finanzen/banken/cum-cum-deals-auch-volksbanken-und-sparkassen-zockten-staat-mit-steuertrick-ab_id_6824345.html
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9. Juli 20216. Seitdem kann von einer unklaren Rechtslage zu Cum-Cum-Geschäften keine 
Rede mehr sein. Zudem steht die o.g. Aussage vom 22. Januar 2025 aus dem Justizministe-
rium im Widerspruch zur Wertung einer Anweisung aus dem NRW-Finanzministerium.  
 
Denn Ende August 2024, also fünf Monate vor dieser Aussage aus dem Justizministerium, 
verschickte die Oberfinanzdirektion Münster (OFD) einen internen Vermerk an die zuständigen 
Finanzbehörden. Das achtseitige Papier skizziert mögliche Ansätze für Ermittlungen: Es könne 
sich bei Cum-Cum-Gestaltungen um Steuerhinterziehung handeln.7 
 
Am 26. März 2025 war in dem Report von Finanzwende „CUMCUM: UNTER DEM RADAR“ 
zu lesen8, dass die Verfolgung von Cum-Cum noch keinen ausreichenden Stellenwert habe. 
Teilweise beriefen sich staatliche Stellen sogar auf das Steuergeheimnis, weil sie offensichtlich 
das Schutzinteresse der die in Cum-Cum-Geschäfte verwickelten Kreditinstitute selbst ohne 
Nennung der betroffenen Institute und Unternehmen für gewichtiger hielten als das öffentliche 
Interesse an Aufklärung von steuergetriebenen Geschäften in Milliardenhöhe zu Lasten der 
öffentlichen Kassen.9 Hier wird auf das Justizministerium in Nordrhein-Westfalen Bezug ge-
nommen.10  
 
Am 28. März 2025 titelte die Rheinische Post: „NRW-Finanzminister will mehr Cum-Cum-Er-
mittler einstellen – und setzt auf Quereinsteiger“. Insbesondere ziele die Suche auf solche 
neuen Mitarbeiter, die aus eigener Erfahrung wissen, wie Cum-Cum-Geschäfte, internationale 
Kapitalströme oder steuerliche Gestaltungsspielräume funktionieren, auch seien Informatiker, 
IT-Forensiker und Experten für digitale Datenanalyse gefragt.11 Das Landesamt zur Bekämp-
fung der Finanzkriminalität NRW (LBF NRW) bündelt seit Anfang des Jahres 2025 die gesamte 
NRW-Steuerfahndung mit rund 1200 Experten. Der Landtag hatte dem LBF zu dessen Start 
bereits 15 zusätzliche Stellen zugewiesen. 
 
Im April 2025 hat sich die ehemalige Leiterin der Hauptabteilung H der Staatsanwaltschaft 
Köln und Geschäftsführerin von Bürgerbewegung Finanzwende e.V. Anne Brorhilker aus-
drücklich an alle Finanzminister gewandt und sowohl die Benennung und Umsetzung der in 
2025 konkret geplanten Schritte zur Beschleunigung der Rückforderung der illegalen Cum-
Cum-Gewinne in den einzelnen Bundesländern als auch eine abgestimmte Initiative der Län-
der zur Aufforderung des Bundesfinanzministeriums, die Ressourcen der Bundesbetriebsprü-
fung zur Unterstützung der Landesbehörden bereitzustellen, gefordert.12 Es sei nicht verständ-
lich, warum laut Bundesfinanzministerium bis zum 31. Dezember 2023 erst rund 200 Millionen 
Euro an illegalen Cum-Cum-Profiten zurückgefordert wurden, also weniger als ein Prozent des 
geschätzten Gesamtschadens von 28,5 Milliarden Euro. Diese Summe hatte Prof. Spengel in 
seiner Stellungnahme13 zur Anhörung im Rechtsausschuss des Landtags Nordrhein-

 
6 https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Meldung/2021/meldung_211110_cum_cum_befra-
gung.html.  
7 https://www.tagesschau.de/investigativ/br-recherche/cum-cum-aufarbeitung-100.html. 
8 https://www.finanzwende-recherche.de/wp-content/uploads/CumCum_Unter_dem_Radar.pdf. 
9 Siehe S. 31 des Reports „CUMCUM: UNTER DEM RADAR“. 
10 Siehe Antwort des Justizministeriums auf Frage 3 der Kleine Anfrage 4247 vom 30. Juli 2024 
des Abgeordneten Dr. Werner Pfeil FDP, Drucksache 18/10482: „Wie viele Gelder wurden von den laut Finanz-
wende bundesweit 237 Millionen Euro Rückholungen in Nordrhein-Westfalen bis heute eingetrieben?- Von einer 
Aufschlüsselung nach einzelnen Ländern wird im Hinblick auf eine mögliche Verletzung des Steuergeheimnisses 
abgesehen, weil bei einer Veränderung bisher gemeldeter Zahlen zu einem nachfolgenden Stichtag mögliche Rück-
schlüsse zu einzelnen in Nordrhein-Westfalen ansässigen Unternehmen nicht ausgeschlossen werden könnten.“ 
11 https://rp-online.de/nrw/landespolitik/kampf-gegen-steuerbetrug-nrw-finanzminister-will-mehr-cum-cum-ermitt-
ler-einstellen_aid-125743739. 
12 https://www.finanzwende.de/kampagnen/cumcum-milliarden-zeit-ist-steuergeld/16-offene-briefe ; Schreiben an 
Finanzminister Optendrenk vom 22.04.2025.  
13 Stellungnahme 18/2378. 

https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Meldung/2021/meldung_211110_cum_cum_befragung.html
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https://rp-online.de/nrw/landespolitik/kampf-gegen-steuerbetrug-nrw-finanzminister-will-mehr-cum-cum-ermittler-einstellen_aid-125743739
https://www.finanzwende.de/kampagnen/cumcum-milliarden-zeit-ist-steuergeld/16-offene-briefe
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Westfalen am 19. März 2025 zum Antrag der Fraktion der FDP „Effizientere Bekämpfung von 
Cum-Cum-Geschäften“14 mitgeteilt.  
 
In der Sitzung des Rechtsausschusses am 14. Mai 2025 wurde von Seiten des Justizministe-
riums erneut die Ansicht geäußert, dass mehr Staatsanwälte für die Aufklärung der Cum 
Ex/Cum-Cum Geschäfte nicht förderlich seien, da diese erst neu eingearbeitet werden müss-
ten. Auch wurde mit einem Halbsatz auf die Haushaltslage verwiesen. Beides überzeugt nicht, 
ist es doch evident, dass sich mehr Staatsanwälte schneller durch das umfangreiche, oft tau-
sende Seiten umfassende Beweismaterial arbeiten können. Dies ist gerade auf die drohende 
Verjährung von entscheidender Bedeutung.  Wenn bis jetzt erst ein Prozent des Gesamtscha-
dens bei Cum-Cum zurückgefordert wurde, muss hier dringend in neue Ressourcen investiert 
werden. Es darf nicht auf dem Status Quo verharrt und das Problem in die Zukunft verschoben 
werden, weil es bequemer ist, kein neues Personal einzuarbeiten. 
 
Hieraus ergeben sich folgende Feststellungen:  
 
(a) Steuerrechtliche Verfolgung der Cum-Cum-Verfahren 
 
Landesweit wird das neue Landesamt zur Bekämpfung der Finanzkriminalität NRW (LBF 
NRW) mit 1.200 Experten neben all der bisher angefallenen Arbeit auch zur Bekämpfung von 
Cum-Cum-Verfahren, rechtswidrigen Umsatzsteuerkarussellen und sonstigen Steuerhinter-
ziehungsmodellen tätig. Neues Personal wird zusätzlich gesucht. Ob aber hier wirklich ausrei-
chendes getan wird, um die Cum-Cum-Verfahren in Zukunft schlagkräftig verfolgen zu können, 
wird sich in einigen Monaten zeigen.  
 
(b) Strafrechtliche Verfolgung der Cum-Cum-Verfahren 
 
aa) Bearbeitung der verbundenen Verfahren 
Strafrechtlich wird die Abteilung H der Staatsanwaltschaft Köln bei den Cum-Ex-Verfahren, die 
als Koppelverfahren auch Cum-Cum-Verfahren beinhalten, bei 1.200 Beschuldigten und min-
destens einhundert Verfahren mit 37 Ermittlungspersonen tätig. Dass dies zu wenig Personal 
ist, wurde von uns mehrfach geäußert.  
 
bb) Umgang mit den ausgelagerten Cum-Cum-Verfahren 
Für die ausgelagerten Cum-Cum-Verfahren müssen ausreichend Staatsanwälte flächende-
ckend eingearbeitet werden, um diese effizient bearbeiten zu können, weil gerade eine Bün-
delung das Ministerium nicht wünscht. Ob dies die gewünschten Erfolge bringt, wird auch erst 
in einigen Monaten zu sehen sein. 
 
 
  

 
14 Drucksache 18/10876. 
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II. Beschlussfassung 
 
Der Landtag beauftragt die Landesregierung, konkrete Schritte zur Beschleunigung der Rück-
forderung der illegalen Cum-Cum-Gewinne im Jahr 2025 und den Folgejahren sowie der zu-
künftigen Verhinderung ähnlicher Modelle öffentlich zu benennen und hierzu folgendes umzu-
setzen:  
 
1. Durch das Landesamt zur Bekämpfung der Finanzkriminalität NRW (LBF NRW) in einen 

fortlaufenden Prüfungsprozess mit (spätestens) zweimonatigen internen Bewertungen, 
Prüfungen und der Evaluierung der neu getroffenen internen Maßnahmen zur Effizienz-
steigerung und Problemaufdeckung bei der Cum-Cum-Verfolgung und sonstigen Um-
satzsteuer-Karussell-Verfahren einzusteigen, um neuen Modellen finanzrechtlicher und 
strafrechtlich-relevanter Verhalten zu Lasten der deutschen Steuerzahler dauerhaft den 
Boden zu entziehen und die Finanzämter hierüber fortlaufend zu unterrichten. 

 
2. Durch personal- und IT-verstärkende Maßnahmen bei der Abteilung H der Staatsanwalt-

schaft Köln die Voraussetzungen zu schaffen, die staatsanwaltschaftlichen Ermittlungs-
verfahren betreffend Cum-Ex- und Cum-Cum-Geschäfte zum Abschluss und zur An-
klage zu bringen.  

 
3.  Fortlaufend neue Staatsanwälte auszubilden, die in der Lage sind, die komplexen Cum-

Cum-Verfahren auch bei den ausgelagerten Cum-Cum-Verfahren effizient zu verfolgen.  
 
 
 
Henning Höne 
Marcel Hafke 
Dr. Werner Pfeil 
 
und Fraktion 

   

 
 


